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sungsfreie Zeit das wesentliche Unterschei-
dungsmerkmal waren, sind ganzjährig tä-
tige Organisationen geworden – mit neuen 
Prozessen und Rollenträgern. Neben die 
Universitätsleitungsmitglieder, die Dekane, 
Prodekane und Institutsleitungspersonen 
sind Direktorinnen und Direktoren für 
Schools oder Akademien getreten. Auch im 
Zuge der Bologna-Reform sind zahlreiche 
neue Rollen entstanden.
Zudem haben die Universitäten ihre Aus-
senbeziehungen massiv ausdifferenziert: 
Waren über lange Zeit vor allem die Rekto-
ratsmitglieder für die Beziehungen zur Öf- 
fent lichkeit zuständig, kamen in den 1970er-
Jahren die Pressestellen hinzu. Sie informie-
ren über das institutionelle Geschehen wie 
auch über wissenschaftliche Befunde. 
Lange Zeit wurde der Öffentlichkeits-
bezug der Universität einseitig als eine Frage 
der universitären Selbstdarstellung inter-
pretiert. Erst mit dem Konzept des «Public 
Understanding of Science» trat – langsam – 
ein gewisser Wandel ein: Neue Schnittstel-
len zur Öffentlichkeit entstanden, zum Bei-
spiel Ringvorlesungen, aber auch Schüler - 
studium, Seniorenuniversitäten und Weiter-
bildungseinrichtungen. Rückblickend kann 
man sagen, dass die meisten Austausch-
beziehungen zwischen Universitäten und 
verschiedenen gesellschaftlichen Bereichen 
eher beiläufig geschaffen wurden – ohne 
dass dafür ein hinreichendes organisatori-
sches Gesellschafts- oder Öffentlichkeits-
verständnis entstanden wäre. 
Der skizzierte Ausdifferenzierungsprozess 
der Universitäten hat – noch nicht ganz ab-
schätzbare – Folgen für die Kernaufgaben in 
Forschung und Lehre. Die Universitäten ha-
ben, zum Teil bewusst, mehrheitlich aber 
wohl unbewusst, auf die von der Politik ge-
stellten Anforderungen reagiert. So ist zum 
Beispiel Employability zum Kriterium bei 
der Konzeption des Lehrangebotes gewor-
den, und in der Forschung wird auf Umsetz-
barkeit und Verwertung wissenschaftlicher 
Leistungen geachtet, Verbundforschung und 
Innovationsförderung haben sich etabliert. 
Trotzdem – als hätten sie sich nicht schon 
vielfach gewandelt und geöffnet – werden 
die Universitäten weiterhin regelmässig mit 
der rhetorischen Forderung konfrontiert, sich 
stärker in den Dienst der Gesellschaft zu stel-
len. Wie ist dies zu erklären?
Es hat damit zu tun, dass die Politik ihre 
selbstgestellten Probleme verschiebt. Sie 
setzt Themen auf ihre Agenda, die ihre Mög-
lichkeiten überfordern – zum Beispiel den 
Energiewandel, die Schaffung einer nachhal-
tigen Gesellschaft oder die Eindämmung der 
Folgen des Klimawandels. Richten soll es die 
Wissenschaft: Sie wird von der Politik immer 
häufiger als Problemlösungsangebot der 
 Gesellschaft offeriert. Die Europäische Kom-
mission zum Beispiel hat «Great Challenges» 
identifiziert – und bezieht dann Wissen-
schafts- und Forschungsorganisationen in 
ihre politisch gesteuerten Problemlösungs-
programme ein. Das läuft auf eine Funktio-
nalisierung der Wissenschaft durch die Poli-
tik hinaus – mit den üblichen und bekannten 
Risiken, auch und gerade für Organisationen 
der Wissenschaft.
Beobachtungsprobleme der Politik
Die Steuerung von komplexen Systemen – 
und dazu zählen Wissenschaftsorganisatio-
nen – ist bekanntlich schwierig, vielfach 
 sinnlos, auf alle Fälle mit Auswirkungen und 
Nebenwirkungen verbunden, die zumeist 
vorgängig nicht abgeschätzt werden können. 
Aber es gibt nicht nur Steuerungsprobleme: 
Es gibt auch Beobachtungs- und Selbstbeob-
achtungsprobleme. Die Politik hat ein Beob-
achtungsproblem: Das Wissenschafts- und 
Forschungssystem insgesamt lässt sich im-
mer weniger systematisch erkennen, erfas-
sen und beschreiben. Formal kann man Or-
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ganisationen abbilden und mit Kennzahlen 
dokumentieren, aber wie tief geht das? Wel-
che Kennziffern liegen vor, welche werden 
gebraucht? Wo finden sich Daten zu den In-
terdependenzbeziehungen? Was weiss die 
Politik empirisch über den Arbeitsmarkt und 
die Ausbildungs- oder Nichtausbildungs-
leistung von Hochschulen? Wie ist es um die 
Qualität ihrer Beobachtungen bestellt? 
Damit ist auch die Selbstbeobachtung des 
Wissenschaftssystems angesprochen: Diese 
wird in der Schweiz vor allem durch den 
Wissenschafts- und Innovationsrat geleistet. 
Doch durch wen noch? Was leisten diesbe-
züglich Universitäten als Einzelorganisatio-
nen und die Universitäten insgesamt? Ich 
behaupte: bis jetzt nicht genug. Die Univer-
sitäten müssen lernen, sich selbst besser zu 
beobachten, wenn sie ihre Selbststeuerungs-
kapazitäten erhalten oder gar erhöhen wol-
len, also autonom sein wollen. Und die Er-
gebnisse der Selbstbeobachtung müssen 
intern publiziert und diskutiert werden kön-
nen. Nur dann kann das Orientierungswis-
sen aufgebaut werden, das Organisationen 
zur Selbststeuerung brauchen. Hier stehen 
die Universitäten noch ganz am Anfang. Die 
Informations- und Kommunikationsstellen 




Die Beobachtung durch Dritte ist ein wei-
terer relevanter Faktor für die Selbststeue-
rung. Für die Universitäten ist von nicht zu 
unterschätzender Bedeutung, wie sie durch 
unabhängige Journalistinnen und Journalis-
ten dargestellt werden, denn gesamtgesell-
schaftliche Sichtbarkeit und Anerkennung 
erfahren wissenschaftliche Leistungen 
nahe zu ausschliesslich durch Medien. Auch 
die Politik, die über die öffentlichen Mittel 
für Forschung und Hochschulbildung ent-
scheidet, macht sich ihr Bild von der Wis-
senschaft zu guten Teilen aufgrund der Be-
richterstattung in den Medien. Die 
Finanzierungskrise der Qualitätsmedien 
wird deshalb die Wissenschaftsinstitutio-
nen nicht unberührt lassen; sie kann zu ei-
ner Legitimationskrise der universitären 
Forschung führen. Auch deshalb sollten die 
Universitäten sich bewusst sein, dass sie 
den Gesellschafts- und Öffentlichkeitsbe-
zug, den die Politik rhetorisch immer wie-
der fordert, selbst herstellen müssen. Dann, 
und nur dann, können sie den Versuchen 
der Politik, das Wissenschaftssystem zu be-
einflussen, etwas entgegensetzen.
Der Artikel basiert auf einem Vortrag, den  
Otfried Jarren im vergangenen Jahr im  
Rahmen eines Workshops zum Thema Hoch­
schulautonomie an der Universität Bonn hielt.
«Die Politik macht sich ihr 
Bild von der Wissenschaft  




«Warum so mutlos?», hiess es bezogen auf 
die Universitäten am 26. Oktober 2014 in der 
«NZZ am Sonntag». Kritisiert wurde, dass 
die Universitäten sich zu wenig um die Pro-
bleme der Welt kümmern würden.
Die Universitäten als Teil des modernen 
Wissenschaftssystems bearbeiten und re-
flektieren jedoch die Probleme der Welt 
mehr denn je. Es stellt sich die Frage, warum 
sie dann von den Medien und der Politik 
trotzdem immer wieder ermahnt werden, 
sich der Gesellschaft gegenüber zu öffnen.
organisationswandel in den Universitäten
Bevor ich auf diese Frage antworte, möchte 
ich kurz auf die Veränderungsprozesse hin-
weisen, die die Hochschulen in den vergan-
genen Jahrzehnten durchgemacht haben. Es 
ist eindrücklich, mit welcher Vielfalt und 
Vielzahl an wissenschaftlichen Organisa-
tionstypen wir es heute zu tun haben: Es 
sind zahlreiche Einrichtungen mit einem ho-
hen Bezug zur gesellschaftlichen Praxis ent-
standen. Neben die Universitäten sind die 
Pädagogischen Hochschulen und die Fach-
hochschulen getreten. Rund um professio-
nelle Tätigkeiten bilden sich zudem Berufs-
akademien und Schools aus, etwa Law 
Schools, Business Schools, Medical Schools. 
Alle diese wissenschaftlichen Einrichtungen 
stehen im Austausch mit unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Organisationen. 
Organisatorisch begreift sich die traditio-
nelle Universität längst neu: Sie prüft ihre 
Binnenstrukturen, die Formen ihrer Leis-
tungserbringung – und sie etabliert in der 
Folge neue, spezialisierte Angebote wie 
 Graduate Schools, Forschungsverbünde 
(UFSP) oder Zentren – mit eigenen Ressour-
cen, eigenen Zielen und Interessen. 
Aus der organisatorisch wie rhythmisch 
einfach strukturierten Universität, in der 
lange die Vorlesungszeit und die vorle-
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